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Ergebnis und Motor der internationalen 
Frauenbewegung: Der United Nations Development 
Fund for Women (UNIFEM) 
Seit nunmehr dreißig Jahren arbeitet der United Nations Development Fund for Women 
(UNIFEM) als globale Anwältin für die weltweiten Belange und Rechte von Frauen 
und ist mittlerweile in über hundert Ländern mit hundertfünfzig Projekten vertreten. 
UNIFEM ist zwar nicht die einzige Organisation im UN-System, die sich mit der 
Geschlechtergleichstellung befasst, wohl aber die wichtigste Koordinatorin für alle 
Frauenfragen, die im Rahmen der UN-Tätigkeit behandelt werden. Entstanden an 
der Schnittstelle zwischen Theorie und Praxis, ist UNIFEM sowohl Ergebnis als auch 
Motor der internationalen Frauenbewegung. In einem Rückblick soll nachfolgend 
auf die Umstände der Entstehung, die Aufgaben und die Herausforderungen des 
Entwicklungsfonds eingegangen werden. 
Der blinde Fleck - Frauen in der UNO von 1945 bis Anfang 1970 
Frauen und Männer sind in allen Lebensbereichen gleichberechtigt. Die Vereinten 
Nationen formulierten die Geschlechtergleichheit in der Charta von 1945 als bedin-
gungslos und uneingeschränkt. Innerhalb der UN-Arbeit schienen diese Grundsätze 
zunächst aber vergessen. Frauen kamen bis 1970 nur am Rande vor (Bliss 1994, 
S. 20). Dabei galt den UN die Wahrung der Menschenrechte und Grundfreiheiten als 
oberstes Ziel - unabhängig vom Geschlecht. Nichts weniger als Konfliktvermeidung 
und Friedenssicherung, so die UN-Charta, hänge von einer politischen, sozialen und 
wirtschaftlichen Chancengleichheit ab (Wörgetter 1999, S. 164). 
Für den besonderen Schutz und die Förderung der Frauenrechte wurde sogar eine 
eigens vom Wirtschafts- und Sozialrat (ECOSOC) gegründete Fachkommission ein-
gesetzt (Wolfrum 1991, S. 168). Die Kommission für die Rechtsstellung der Frau, 
kurz Frauenrechtskommission, erhielt das Mandat, Empfehlungen an ECOSOC zu 
geben und Studien zur rechtlichen Gleichstellung der Frau u. a. in den Bereichen der 
politischen Partizipation, Erziehung, Arbeit, Bildung und Ehe zu erarbeiten. Die Frau-
enrechtskommission stellte auch sicher, dass die Gleichberechtigung der Frau in der 
Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte von 1948 verankert wurde. So erreichte 
die Kommission eine geschlechtsneutrale Formulierungsweise in der Erklärung der 
Allgemeinen Menschenrechte. Es wurde in Art. 1 nicht der androzentrisch geprägte 
Satz „all men are created equal", sondern der geschlechtsneutrale Satz „all humans 
are created equal" durchgesetzt und verabschiedet (Wölte 2000, S. 138). Trotz dieser 
ersten Erfolge kann nicht darüber hinweggesehen werden, dass das Mandat der Frau-
enrechtskommission deutlich eingeschränkt war. So hatte das Thema „Gewalt gegen 
Frauen" auf der politischen Agenda der Vereinten Nationen zu diesem Zeitpunkt 
noch keinen Stellenwert. Erst während der Wiener UN-Menschenrechtskonferenz 
1993 erlangte die Forderung „Frauenrechte sind Menschenrechte" Bedeutung für 
den politischen Menschenrechtsdiskurs der Vereinten Nationen. Noch im selben Jahr 97 
wurde die UN-Resolution zur Beseitigung von Gewalt gegen Frauen verabschiedet, die 
verschiedene Formen der Gewalt gegen Frauen im öffentlichen wie privaten Bereich 
als Menschenrechtsverletzungen definiert und verurteilt. 1994 nahm schließlich die 
ständige Sonderberichterstatterin der Vereinten Nationen zu Gewalt gegen Frauen 
ihre Arbeit auf. 
Von 1945 bis Ende 1950 aber wurde den Interessen und Bedürfnissen von Frauen in 
den Entscheidungsgremien der Vereinten Nationen kaum oder nur marginal Beach-
tung geschenkt. Dies sollte sich auch während der nächsten beiden Jahrzehnte nur 
geringfügig ändern, obwohl sich mit der Erweiterung der Vereinten Nationen neue 
Herausforderungen ergaben, die nicht zuletzt auch das (Über-)Leben von Frauen 
betrafen. 
In den späten 1950er und zu Beginn der 1960er Jahre erlangten zahlreiche Kolonien ihre 
Unabhängigkeit und traten den Vereinten Nationen bei. Um den Entwicklungsrück-
stand dieser Länder zu überwinden und den Anschluss an die westlichen Industrie-
gesellschaften zu leisten, bedurfte es einer gründlichen Modernisierung der Technik, 
Infrastruktur und Landwirtschaft. Die so geförderte Erhöhung der Produktivität kam 
aber vor allem männlichen Arbeitskräften zugute. Die Unterstützung der von der Tech-
nisierung „ausgelassenen Menschen" (Bliss 1994, S. 20) übernahmen zumeist kirchliche 
und andere karitative Organisationen. In diesem Zusammenhang wurden Frauen nur 
in ihrer reproduktiven Rolle, das heißt als Hausfrauen und Mütter angesprochen und 
so zu passiven Empfängerinnen von Entwicklungshilfe gemacht. In den Entwick-
lungsagenturen wurde allgemein davon ausgegangen, dass eine Modernisierung der 
Lebenswelten nach westlichem Vorbild allen Menschen zugute käme - indirekt also 
auch den vermeintlich von Traditionen unterdrückten Frauen. So wurde denn in den 
Entwicklungsagenturen das westliche Rollenmodell des männlichen Ernährers der Fa-
milie zur Norm erklärt und entsprechend in den Entwicklungsprogrammen verankert, 
ohne die spezifische Situation in den zu entwickelnden Ländern selbst zu berücksich-
tigen. Es wurde völlig ignoriert, dass die Hauptproduzenten von Nahrungsmitteln in 
vielen Ländern des Südens überwiegend Frauen waren und sind. 
Wie verheerend sich diese einseitige Entwicklungsplanung für die Situation von Frauen 
auswirkte und sogar zu einer Verschlechterung ihrer Lage beitrug, beschreibt Esther 
Boserup in ihrer 1970 erschienenen Studie „Women's Role in Economic Development". 
An ihren Fallbeispielen wird deutlich, dass keineswegs die gesamte Bevölkerung von 
der Modernisierung profitieren konnte, sondern dass hauptsächlich Männer Nutz-
nießer dieser Entwicklung waren. Boserup kritisierte die ausschließende Wirkung 
der Entwicklungsstrategien der 1960er Jahre, welche dazu beigetragen hatten, dass 
Frauen aus den Entwicklungsprozessen nahezu ausgeschlossen und im Vergleich 
zu Männern folglich noch schlechter situiert waren (Boserup 1970, S. 45 ff.). Die bis 
heute spürbare Konsequenz dieser männerzentrierten Entwicklungspolitik ist eine 
gravierende Frauenarmut, die sich auch in den letzten Jahren noch verschlimmert hat: 
„Frauen verrichten zwei Drittel aller Arbeit auf diesem Globus, erhalten dafür aber nur 
ein Zehntel des Geldeinkommens und können nur ein Prozent der Produktionsmittel 
ihr Eigen nennen" (Wichterich 1995, S. 13). 
1970-1980- Die Entdeckung der Frau als „Humanressource" 
Die Erkenntnis, dass die Modernisierungsprozesse und der damit verknüpfte „trickle 
down"-Effekt - also die modernisierungstheoretische Annahme, dass auch breite 
Teile der Bevölkerung langfristig von wirtschaftlichem Wachstum profitieren (Sänger 
98 2000, S. 38) - nicht annähernd zu besseren Lebensverhältnissen in den Ländern des 
Südens beigetragen hatten, verbreitete sich zunehmend auch in den großen Entwick-
lungsagenturen (Alba 2000, S. v). Das Hauptaugenmerk der Entwicklungspolitik 
zu Beginn der 1970er Jahre galt daher der Armutsbekämpfung, um wenigstens die 
Grundbedürfnisse der Menschen befriedigen zu können. Die von der Modernisierung 
ausgegrenzten und stärker als zuvor diskriminierten Menschen sollten durch die 
Grundbedürfnisstrategie in den Wachstumsprozess integriert werden, um zur eigenen 
Einkommenssicherung beitragen zu können (Wölte 2000, S. 143). Die zentrale Position 
innerhalb dieser Grundbedürfnisstrategie kam erstmals den Frauen zu, die als Haus-
haltsvorstände für die Absicherung und Versorgung ihrer Familie in den Blickpunkt 
der Entwicklungsprogramme gerieten. 
Die Betonung der reproduktiven Bedeutung der Frauen hatte - als bittere Nachwirkung 
neben der erwähnten Ineffizienz der Ressourcennutzung - auch die Festschreibung 
traditioneller Geschlechtermuster. Diese wiederum hatten zur Folge, dass hauptsächlich 
Männer zu Nutznießern der Entwicklungsprogramme wurden, da sie in die besser 
bezahlten technisierten Berufe eingegliedert wurden, während Frauen in die schlecht 
bezahlten landwirtschaftlichen Bereiche sowie in die unterbewertete und geringfügig 
bis kaum entlohnte Hausarbeit gedrängt wurden. Nach Meinung von Vertreterinnen 
der internationalen Frauenbewegung würde dagegen der Fokus auf die produktive 
Rolle von Frauen nicht nur insgesamt einen positiven Beitrag zur Entwicklung des 
Landes leisten, sondern auch eine Statusverbesserung von Frauen gegenüber Männern 
erwirken. Ein Ende der „geschlechtlichen Diskriminierung" und die Erleichterung eines 
„gleichberechtigten Zugangs zu Ressourcen, Rechten und Möglichkeiten" (Steady 1995, 
S. 20, Übersetzung E. V.) sollte durch eine Reihe von (Selbst-)Hilfemaßnahmen erreicht 
werden: Kleinkredite, Kinderbetreuung, Hygiene-, Gesundheits- und Ernährungs-
beratung, Programme zur besseren Wasserversorgung, Investitionen in alternative 
Energien, Verbesserungen im Bildungssektor usw. (Andorfer 1995, S. 23 ff.). 
Wahrend nun zu Beginn der l 970er Jahre Programme und Projekte eine so genannte 
„F-Komponente" (Frauen-Komponente, Wichterich 1995, S. 121 f.) erhielten, nahm 
zugleich die Zahl wissenschaftlicher Studien und Diskussionen zu, die Frauen in der 
Entwicklungshilfe thematisierten. Diese vielschichtige Auseinandersetzung hatte 
entscheidenden Einfluss auf die Entwicklungsorganisationen selbst. Durch gezielte 
Lobbyarbeit, vor allem von Aktivistinnen aus dem Norden, und strategischer Bünd-
nisbildung von Entwicklungsplanerinnen gelangten Frauenthemen auf die Agenda der 
Vereinten Nationen, die diesem Ansatz wiederum zum Einzug in die verschiedenen 
Institutionen verhalfen. Einen Meilenstein stellten hierbei das Internationale Jahr der 
Frau 1975 sowie die daraus hervorgegangene UN-Dekade der Frau dar. 
Das Internationale Jahr der Frau 1975 
Auf Initiative der finnischen Frauenrechtlerin Hertta Kuusinen empfahl die Frauen-
rechtskommission der UN-Generalversammlung, 1975 zum Internationalen Jahr der 
Frau auszurufen (Pietilä 2002, S. 31). Die Generalversammlung der Vereinten Nationen 
verabschiedete daraufhin im Dezember 1972 die Empfehlung für das International 
Women's Year (IWY). Mit ihrer Entscheidung reagierten die Vereinten Nationen einer-
seits auf die Notwendigkeit, Lösungen für die durch Hunger, Überbevölkerung und 
ungleiche Verteilung der Ressourcen gewachsenen Entwicklungsprobleme zu finden, 
und andererseits auf den Druck international erstarkender Frauenbewegungen: 
„Schließlich mussten die Bedürfnisse von Frauen und deren Bedeutung für die 
Entwicklung eines jeden Landes anerkannt werden. IWY entwickelte sich zu einem 
Rahmenprogramm, in welchem diese Themen eine globale Aufmerksamkeit auf sich 99 
ziehen konnten, und gleichzeitig wurden bis dahin ignorierte Probleme auf eine Art 
und Weise hervorgehoben, dass diese nicht erneut vergessen oder verleugnet werden 
konnten" (Pietilä 2002, S. 31, Übersetzung von E.V.). 
Der Erfolg dieses Themenjahres war durchschlagend und übertraf bei weitem die 
Erwartungen der Frauen. Durch IWY wurde deutlich, welches Potenzial für die Ver-
besserung der Situation von Frauen innerhalb des UN-Systems vorhanden war (Maria 
y Campos 1995, S. 123). Als globale Plattform und Net!Zwerk waren die Vereinten 
Nationen der ideale Ort, um Erfahrungen auszutauschen und Fortschritte innerhalb 
des Institutionengefüges erreichen zu können: 
„So wurden die UN mit ihrer globalen Ausstrahlungskraft zum Anwalt und Beschüt-
zer der Frauen fördernden Entwicklungspolitik. Die Frauen hingegen machten sich 
die Strukturen der UN zunutze, um ihre Forderungen zu verbreiten, die Frauenbe-
wegung in ihren heimischen Gesellschaften aufzubauen und sie dort zu festigen. 
Von 1975 an war ihnen bewusst geworden, dass die bestehenden Institutionen sie 
im Stich gelassen hatten und nun neue von Nöten sein würden" (Snyder 1995a, S. 80, 
Übersetzung von E.V.). 
Bereits die Vorbereitungen für IWY hatten positive Auswirkungen auf andere Welt-
konferenzen, die - dadurch angeregt - nun auch Frauenthemen auf ihre Agenden 
setzten.1> Allein, die regelmäßige, von Themenjahren losgelöste Betrachtung von 
Frauenproblemen und einer daraus resultierenden umfassenden Frauenförderung 
war noch lange njcht in Sicht. Immerhin wurde aus dem Internationalen Jahr der Frau 
schließlich eine ganze Dekade mit drei Weltfrauenkonferenzen, die ausschlaggebend 
für eine enge Vernetzung der internationalen Frauenbewegung mit den entstehenden 
Frauenförderstrukturen innerhalb der Vereinten Nationen sein sollten. 
Die Frauendekade 1976-1985 
Die erste Weltfrauenkonferenz fand 1975 in Mexiko-Stadt unter der Überschrift „Gleich-
heit, Entwicklung, Frieden" statt. Hinter diesen Schlagworten verbarg sich die sehr reale 
Forderung nach Gleichberechtigung von Frauen und Männern in allen UN-Mitglieds-
staaten, nach Anerkennung der weiblichen Bedeutung für den Entwicklungsprozess 
und die Einbindung von Frauen in Maßnahmen der (zivilen) Zusammenarbeit zur 
Sicherung des Weltfriedens (Wölte 2000, S. 140). 
Wenngleich die erste Weltfrauenkonferenz einen Grundstein für eine fortdauernde 
intensive Beschäftigung mit Frauenthemen darstellte und erheblich zur raschen Aus-
arbeitung der Frauenrechtskonvention CEDAW beitrug, wurde deutlich, dass die 
Konferenz den hoch gesteckten Erwartungen nicht gerecht werden konnte. Zu viele 
Schwierigkeiten hatten sich während der Verhandlungen offenbart: 
„Zu den identifizierten Problemen zählen: Spannungen aufgrund geographischer 
Differenzen und geschlechterspezifischer Unterschiede; Mangel eines ,old girls' 
network'; mangelnde Unterstützung von Frauen anderen Frauen gegenüber; [ ... ] 
ungenügende Trainingsmaßnahmen zur Sensibilisierung der Delegierten für Ge-
schlechterfragen; zu wenige Frauen in Arbeitsgruppen und die Notwendigkeit, das 
männliche Denken zu verändern. Die Maßnahmen sollten vor allem die Bereiche 
strategische Personalentscheidungen [.„] und Fortbildungsmöglichkeiten abdecken. 
Zudem sollte erreicht werden, dass sich mehr Frauen als Teil des Teams begreifen 
und bewusster an der Entwicklung ihrer Karriere arbeiten" (Steady, Toure, Burke, 
100 Oleche 1995, S. 6, Übersetzung von E.V.). 
Dennoch ist die erste Frauenkonferenz in ihrer Bedeutung nicht gering zu schätzen 
(Pietilä, Vickers 1990, S. 77). Als Ergebnis verabschiedeten die partizipierenden Staaten 
einstimmig einen weit reichenden Aktionsplan, den World Plan of Action, dessen Be-
stimmungen sich sowohl auf die Entwicklungsländer als auch auf die Industriestaaten 
bezogen. In allen UN-Mitgliedsländern bedurfte es nachhaltiger Maßnahmen zur 
Verbesserung der Chancen auf dem Arbeitsmarkt und im Bildungssektor sowie Aktivi-
täten im Bereich der Gesundheit, Familie und Ernährung (Wölte 2000, S. 140). Darüber 
hinaus wurde die Erforschung, Datensammlung und Analyse aller Lebensbereiche 
von Frauen, vor allem im Bereich der Arbeit, als weitere wichtige Aufgabe des World 
Plan of Action formuliert. Ferner sollte eine stetige Erhöhung des Frauenanteils in den 
UN-Institutionen erreicht werden. Da bis zu diesem Zeitpunkt geschlechtsspezifische 
Statistiken zur Verteilung der Führungspositionen auf nahezu allen Ebenen fehlten, 
sahen sich die Vereinten Nationen häufig selbst mit dem Vorwurf konfrontiert, eine 
„Altherrenriege" zu sein.2> Aus diesem Grunde war es von großer Bedeutung, dass 
eigens für Frauen Zugänge zu Informationen, Forschungsergebnissen und Kontakten 
geschaffen wurden. Dies wurde unter anderem mit dem 1976 ins Leben gerufenen 
Voluntary Fund for the UN Decade for Women (später UNIFEM) erreicht, der den ärmsten 
Frauen in den am wenigsten entwickelten Ländern der Welt Hilfe bei der Umsetzung 
der Ziele des World Plan of Action zukommen lassen sollte (Pietilä 2002, S. 38). 
Von diesen positiv anmutenden Errungenschaften der ersten Weltfrauenkonferenz 
ausgehend, sollte die 1980 in Kopenhagen stattfindende Halbzeitkonferenz Fortschritte 
der Frauenpolitik überprüfen und Empfehlungen für die dritte Weltfrauenkonferenz 
erarbeiten. Wie bereits in Mexiko kam es auch hier zu heftigen politischen Auseinan-
dersetzungen um das beste Konzept zur Integration von Frauen in die Entwicklungs-
politik. Erstmals machten Frauen aus den Ländern des Südens deutlich, dass für sie die 
Folgen der Kolonialisierung, ökonomische und ökologische Krisen sowie Apartheid 
die Hauptfaktoren für ihre schlechten Lebensbedingungen waren. Die Forderung der 
Feministinnen aus dem Norden, autonome Frauenräume zu etablieren, fand daher 
wenig Anklang bei den Süd-Frauen, die Verbesserungen ihrer Lebenssituation nur 
in Gemeinschaft mit ihren Männern garantiert sahen. Zudem war es höchst fraglich, 
was eine Anpassung der Süd-Frauen an die Lebensbedingungen der Männer, wie von 
den Nord-Feministinnen gefordert, verändern sollte, wenn diese ebenfalls von Armut 
und Apartheid betroffen waren: 
„Frauen in unteren und ärmeren Klassen, insbesondere nicht-weiße, würden die Be-
freiung der Frau nicht über die soziale Gleichstellung mit Mä11Rern definieren, da sie 
in ihrem täglichen Leben konstant daran erinnert werden, dass nicht alle Frauen einen 
gemeinsamen sozialen Status teilen. Sie sind sich gerade dessen bewusst, dass viele 
Männer in ihrem sozialen Umfeld ausgenutzt und unterdrückt werden. Mit diesem 
Wissen, dass Männer in ihrem eigenen Milieu über keinerlei soziale, politische und 
ökonomische Macht verfügen, würden sie es nicht als befreiend empfinden, deren 
sozialen Status zu teilen" (Hooks 1997, S. 23, Übersetzung E.V.). 
In Kopenhagen wurde also deutlich, dass die Probleme der Frauen unterschiedliche 
Facetten hatten und es nicht länger möglich war, „zu glauben, dass alle Frauen welt-
weit eine Verbesserung ihres Lebensstandards allein als Ausdruck eines Kampfes von 
weiblich gegen männlich sehen würden" (Vajrathon 1980, zit. nachJaquette 1995, S. 49, 
Übersetzung E.V.). 
Als Nächstes musste konstatiert werden, dass auch die Kategorie „Frau" einer grund-
legenden Überprüfung und Neudefinition bedurfte. So traf das Bild einer universellen 
Weiblichkeit, welches an der weißen Mittelschichtsfrau aus dem Norden ausgerichtet 101 
war, auf erhebliche Einwände seitens schwarzer Feministinnen des Südens. Die Kritik 
richtete sich maßgeblich gegen die Vernachlässigung anderer Kategorien wie Klasse, 
Herkunft, Alter, Nationalität, Religion und Sexualität, welche nicht minder identitäts-
bestimmend sind. Die Probleme waren also zu vielschichtig, als dass sie sich in ein 
vereinheitlichendes Muster drängen und als das ausschließliche Frauenproblem hätten 
definieren lassen. Diese Feststellung war ein wichtiger Schritt zur Ausdifferenzierung 
der Forderungen, Ziele und Strategien, um den mannigfachen Problemen von Frauen 
gerecht zu werden. 
Der Erfolg der Konferenz lag zum einen in der gegenseitigen Anerkennung verschie-
dener weiblicher Bedürfnisse, zum anderen in der Verabschiedung des Kopenhagener 
Programme of Action. Das Abschlussdokument von Kopenhagen fokussierte vor allem 
Probleme von Frauen in den Bereichen Arbeit, Gesundheit und Bildung. Es stellte 
zudem erhebliche Mängel bei der bisherigen Umsetzung des in Mexiko verabschiede-
ten World Plan of Action fest. So wurde konstatiert, dass in den meisten Industrie- wie 
Entwicklungsländern der eindeutige politische Wille fehlte, die Situation von Frauen 
zu verbessern, und nur wenig unternommen wurde, um gleiche Zugänge für Männer 
und Frauen zu Bildung, Arbeit und Entscheidungsprozessen etc. zu schaffen. 
Schließlich fand in Nairobi 1985 die dritte Weltfrauenkonferenz statt, die gleichsam 
das UN-Frauenjahrzehnt beendete. Das Anliegen der Konferenz war die Bilanzierung 
der Dekade und die Formulierung und Verabschiedung der Nairobi Forward Looking 
Strategies (NFLS). 
Die Ergebnisse von zehn Jahren Frauenpolitik waren ernüchternd. Zwar adressierten 
zahlreiche Organisationen ihre Entwicklungsprogramme nun auch an Frauen - dies 
aber, ohne den dadurch entstehenden Mehraufwand zu berücksichtigen. Es wurde 
einfach davon ausgegangen, dass Frauen über schier unbegrenzte zeitliche Ressourcen 
verfügten. In den meisten Fällen bedeutete die zusätzliche Arbeit jedoch eine noch stär-
kere Belastung und weitere Verarmung (Fraser 1987, S. 98). Bei höherem Arbeitseinsatz, 
aber gleich bleibend schlechtem Einkommen war es für viele Frauen noch schwerer 
geworden, sich im Kampf um das Überleben und ihre Menschenrechte zu behaupten. 
Die über die Dekade entwickelten Frauenförderprogramme zeigten deutliche Nachteile 
für Frauen: Der vermehrte Arbeitsaufwand stand in keinem vertretbaren Verhältnis 
zu den Ergebnissen. Besonders Frauen aus dem Süden machten darauf aufmerksam, 
dass es nicht ausreiche, Frauen in die Entwicklungsprogramme einzugliedern, wenn 
nicht die gesamte Förderpraxis von Nord nach Süd hinterfragt werde. Verbesserungen 
seien nur dann möglich, wenn die Förderung von Frauen nicht mehr als gesonderte 
Maßnahme, sondern als gesamtgesellschaftliche Aufgabe begriffen werde: 
„Das Wichtigste, was wir gelernt haben, ist: Die Vielfalt unserer Erfahrungen, Gedan-
ken und Überzeugungen - zusammen mit der wachsenden Erkenntnis, dass wir kein 
soziales/politisches/wirtschaftliches Programm allein für Frauen schaffen können, 
sondern dass wir eines für die Gesellschaft entwickeln müssen: aus einer Frauenper-
spektive" (DAWN, zit. nach Pietilä, Vickers 1990, S. 38, Übersetzung E.V.). 
Trotz aller Kritik zeitigte die Dekade auch Erfolge. So hatte es im Verlauf der konflikt-
reichen Auseinandersetzungen um den „richtigen Weg" in der Frauenförderung am 
Ende Einigkeit zwischen den verschiedenen Frauenvertreterinnen gegeben: Einigkeit 
darin, dass Feminismus kein monolithischer Block sein könne, sondern erst in gelebter 
Vielfalt zu adäquaten Strategien führe (Wichterich 1995, S. 27). 
Ferner war deutlich geworden, dass Frauen nicht länger nur Untersuchungsobjekte 
und passive Empfängerinnen von Förderung waren, sondern aktiv und engagiert 
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NFLS deutlich, die Frauen eine zentrale Rolle „as intellectuals, policy-makers, deci-
sion-makers; planners, and contributors and beneficiaries of development" (Pietilä, 
Vickers 1990, S. 47) zuschreiben. 
Insgesamt wurde die Dekade mit ihren drei Weltkonferenzen von vielen als Fortschritt 
gewertet, der zum einen im Langzeiteffekt der von den NFLS ausgehenden Bestim-
mungen lag und zum anderen im „gewachsenen Bewußtsein über die systematische 
Unterdrückung von Frauen und Gewalt gegen sie" (Wichterich 1995, S. 16 f.). Andere 
Stimmen betonten die Stärkung von Frauen als „power manager" (Patton 1995, S. 71) 
in den Vorbereitungsprozessen der Konferenzen und hoben den starken Einfluss der 
Frauenbewegungen auf das UN-System hervor. Ein weiteres positives Ergebnis ist die 
dichte durch die Weltfrauenkonferenz gewachsene Netzwerkstruktur verschiedener 
Frauengruppen, Akademikerinnenbünden und Nichtregierungsorganisationen (Braig 
1999, S. 113). Auch die für die Weiterentwicklung der Frauenförderpolitik notwendigen 
Impulse wurden als Gewinn der Dekade gewertet (Bliss 1994, S. 24). Nicht zuletzt 
übte das Jahrzehnt erheblichen Druck auf die Mitgliedsstaaten aus, die nun ihrerseits 
angehalten waren, Frauenförderprogramme einzurichten und geschlechtsspezifische 
Daten bereitzustellen (Braig 1999, S. 113). 
Nicht ganz zu Unrecht lässt sich daher festhalten, dass die Vereinten Nationen mit ihrem 
Beschluss, das Internationale Jahr der Frau und - davon abgeleitet - die UN-Dekade 
der Frau auszurufen, ein neues Zeitalter in der internationalen Frauenpolitik einleiteten 
(Wichterich 1995, S. 8). Frauen waren seitdem nicht mehr aus der Entwicklungspolitik 
wegzudenken. Besonders die Errichtung eines auf Frauen spezialisierten Fonds führte 
zu einem schrittweisen Umdenken in der Entwicklungspolitik. 
Peking 1995 
1995 fand die vierte und bislang letzte Weltfrauenkonferenz in Peking statt. Mit über 
17.000 beteiligten Delegierten gehört Peking zu den größten Weltkonferenzen in der 
Geschichte der Vereinten Nationen. Das parallel stattfindende Forum der Nichtregie-
rungsorganisationen brach mit den über 30.000 Teilnehmerlnnen ebenfalls sämtliche 
Rekorde (Pietilä 2002, S. 57 ff.). Diese überwältigende Präsenz der Frauen untermauerte 
die Dringlichkeit der Einbeziehung von Frauen in Fragen der Entwicklungspolitik und 
mündete schließlich in die einstimmig von der UN-Generalversammlung verabschie-
deten Pekinger Aktionsplattform (PFA). Diese enthält zwölf kritische Politikbereiche, 
in denen sich die Mitgliedsstaaten verpflichteten, Veränderungen zugunsten einer 
geschlechtergerechten Gesellschaft vorzunehmen und die Genderperspektive damit 
durchgängig in alle Entscheidungsprozesse einfließen zu lassen (Voß 2005, S. 311). 
Beispielsweise fordert die PFA die Regierungen auf, bessere Maßnahmen zu ergreifen, 
um Mädchen vor Zwangsehen, Genitalverstümmelungen, sexuellem Missbrauch und 
sexueller Ausnutzung wirksamer zu schützen. 
Damit bestätigt die Pekinger Konferenz die Beschlüsse der Wiener Menschenrechts-
konferenz von 1993, die eindringlich die Anerkennung der Frauenrechte als Men-
schenrechte verlangten. Die Regierungen wurden erneut dazu aufgerufen, Gesetze zu 
verabschieden und umzusetzen, welche jede Form der Gewalt gegen Frauen verurteilen 
und entsprechend bestrafen sollten. Es wurde ebenfalls darauf gedrängt, Frauen einen 
besseren Zugang zu Entscheidungsprozessen zu ermöglichen und Mechanismen auf 
den regionalen, nationalen und internationalen Ebenen zu etablieren bzw. zu stärken, 
um den rechtlichen Status von Frauen zu fördern und geschlechtersensible Programme 
und Projekte zu implementieren. Zudem fordert die PFA eine gerechte Beteiligung 
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und ferner Richtlinien, Verhaltenskodizes und .andere Formen der Selbstregelung 
entwickeln, um stereotype Abbildungen von Frauen zu verhindern. Darüber hinaus 
enthält die Pekinger Aktionsplattform Regelungen in den Bereichen Umwelt, Armut, 
Erziehung und Ausbildung, Gesundheit, Wirtschaft und institutionelle Mechanismen 
der Frauenförderung (United Nations 1996). 
Die Pekinger Aktionsplattform knüpfte mi.t ihren Beschlüssen zwar an die Vorgänger-
Konferenzen an, setzte aber zugleich neue Akzente, indem sich die Staaten zu mehr 
Verantwortung bei der Etablierung einer geschlechtergerechten Gesellschaft ver-
pflichteten. Hiermit wurde bereits im Vorfeld durch die starke Einbindung von zivil-
gesellschaftlichen Nichtregierungsorganisationen bei der Ausarbeitung der Pekinger 
Aktionsplattform begonnen. Frauenorganisationen und Vertreterinnen verschiedener 
Lobbygruppen konnten in größerem Maße als zuvor ihre Forderungen einbringen 
und durch einen verbesserten Zugang zu Informationen Einfluss auf die offiziellen 
Regierungsdelegationen ausüben. Zum anderen hatten die Beschlüsse von Peking 
beträchtliche Auswirkungen auf die Organisation der Vereinten Nationen, da sich 
diese mit Verabschiedung des Konzeptes Gender Mainstreaming selbst verpflichteten, 
auch innerinstitutionell mehr zur Gleichstellung von Frauen und Männern beizutragen 
(United Nations 1996). 
Die internationale Frauenpolitik auf dem Weg zu Gleichheit, 
Entwicklung und Frieden - Drei Jahrzehnte UNIFEM 
Als Anfang der 1970er Jahre immer mehr Frauenthemen Eingang in die Agenda der 
Vereinten Nationen fanden, wurde offensichtlich, dass es einer konkreten Institutiona-
lisierung und damit einer Neuschaffung von Organisationen bedurfte. Zur Erreichung 
dieses Ziels wurde einerseits in bestehenden UN-Agenturen, Fonds und Stiftungen 
nach Möglichkeiten gesucht, um vorhandene Kapazitäten für frauenspezifische Projekte 
und Programme zu nutzen. Andererseits wurde die Bildung neuer UN-Organisationen 
angestrebt, welche die internationale Frauenbewegung institutionell verankern sollten. 
Außer der Frauenrechtskommission gab es bis dahin keine UN-Organisation, die sich 
ausdrücklich mit Frauenthemen befasste. In der Entwicklungszusammenarbeit fehlte 
ein klares politisches Engagement für Frauen. Dies begann sich erst mit Errichtung 
eines Fonds für Frauen zu ändern. 
Die Gründung von UNIFEM 
Zunächst wurde 1975 zur Finanzierung der Aktivitäten des Internationalen Frauenjah-
res der International Women's Year Trust Fund gegründet, dessen Mandat 1976 von der 
UN-Generalversammlung auf die gesamte Periode der UN-Frauendekade erweitert 
wurde. Der so ins Leben gerufene Voluntary Fund for the UN Decade for Warnen (VFDW) 
sollte die freiwilligen Beiträge der UN-Mitgliedsländer für die UN-Frauendekade di-
rekt an die bedürftigen Frauen in den am wenigsten entwickelten Ländern dirigieren. 
Diese Spenden ermöglichten ergänzende Aktivitäten zur Umsetzung der Ziele des 
UN-Jahrzehnts für Frauen: Gleichheit, Entwicklung und Frieden. 
„Die Mission des Freiwilligenfonds und der Zeitpunkt seiner Gründung beförderten 
ihn an die Schnittstelle der beiden wichtigen Anliegen der UN: Entwicklung und 
Frauen. Seine Gründung war zum Teil der Tatsache geschuldet, dass spezielle Sofort-
maßnahmen ergriffen werden mussten, um zu zeigen, wie sehr die Unterstützung 
von Frauen zur Beschleunigung des gesamten Entwicklungsprozesses beitragen 
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Mit dem Fokus auf Frauen in ländlichen Gebieten und Inselstaaten sollte der Fonds 
technische Kooperationsaktivitäten fördern, regionale und internationale Programme 
entwickeln bzw. unterstützen sowie Öffentlichkeitsarbeit für die Anliegen der UN-
Frauendekade leisten (United Nations 1985, S. 14). 
Die Erweiterung des Mandats erfolgte 1984 durch die UN-Generalversammlung, die 
mit ihrem Beschluss den United Nations Development Fund for Women (UNIFEM) als 
autonomen Entwicklungsfonds etablierte (Resolution A/RES/39 /125). Mit der Reso-
lution von 1984 wurden die beiden Schwerpunktaufgaben des Fonds erneut bestätigt 
und konzeptionell erweitert: 
„UNIFEM als separate und eigenständige Einheit in autonomer Zusammenarbeit mit 
UNDP [ ... ]wird eine innovative Katalysatorenrolle im gesamten System der UN-Ent-
wicklungszusammenarbeit spielen, mit dem Ziel, eine angemessene Beteiligung von 
Frauen in den wichtigen Entwicklungsaktivitäten zu garantieren und dies möglichst 
häufig in der frühen Planungsphase abzusichern sowie innovative und experimen-
telle Aktivitäten zu unterstützen, die Frauen zugute kommen und in Einklang mit 
nationalen und regionalen Prioritäten stehen. Die Ressourcen des Fonds sollen ein 
Zusatz und kein Ersatz für die im Mandat festgeschriebenen Verantwortlichkeiten 
anderer kooperierender UN-Entwicklungsorganisationen, einschließlich UNDP, sein" 
(Snyder 1995a, S. 69 f., Übersetzung E.V.). 
Mit dieser in der Geschichte der UN bis heute einmaligen Resolution waren gleich 
mehrere Novitäten festgelegt. UNIFEM wurde als autonome, in allen Entscheidungen 
souveräne Einheit mit alleiniger Verantwortung für Projekte, Finanzen und Mitarbeite-
rinnen ausgestattet. UNIFEM erhielt damit volle Verwaltungshoheit über die eigenen 
Belange. Rechenschaftspflicht bestand lediglich gegenüber dem Administrator des UN-
Entwicklungsprogramms UNDP. Kein anderer UN-Fonds verfügte je über eine solch 
flexibel eingerichtete Entscheidungs- und Gestaltungsautarkie (Snyder 1995a, S. 71). 
Ebenfalls neu war die Betonung, dass UNIFEM nach Möglichkeit bereits im Vorfeld, also 
in der konkreten Planungsphase anderer UN-Entwicklungsagenturen, Einfluss auf die 
Ausgestaltung von Programmen nehmen sollte, um Frauenbelange von Anbeginn in die 
Projekte einzubeziehen. Hinsichtlich der Wahrnehmung von Frauenthemen als gesell-
schaftlich relevante Angelegenheiten offenbart diese Festlegung erste Anzeichen einer 
veränderten Gesinnung innerhalb des UN-Systems. Galt es zu Beginn der 1970er Jahre 
als ausreichend, spezielle Frauenprogramme zu etablieren, wurde nun der Erkenntnis 
Rechnung getragen, dass Entwicklungshilfe ohne die Einbeziehung von Frauen sowohl 
in den Entwicklungsorganisationen selbst als auch in der zu entwickelnden Zielgruppe 
zum Scheitern verurteilt war. Der Fonds war ausdrücklich dazu aufgefordert, im „pre-
investment" -Stadium den notwendigen Bezug zu Frauenbelangen in den einzelnen 
Programmen herzustellen. Damit wurde von der vermeintlich geschlechtsneutralen 
alle Menschen gleichzeitig fördernden Entwicklungspolitik Abstand genommen. 
Ferner legte die Resolution in aller Deutlichkeit die Beziehung zum Entwicklungspro-
gramm UNDP fest und verhinderte damit jedwede Form der Absorbierung UNIFEMs 
von Seiten UNDPs (Snyder 1995a, S. 73). UNIFEM war zur unabhängigen Einheit 
geworden, die auf die Strukturen größerer Programme zurückgreifen konnte, ohne 
selbst über äquivalente Ressourcen verfügen zu müssen. Zunächst lediglich in die 
Planung der Projekte von UNDP einbezogen, erweiterte sich die Zusammenarbeit 
alsbald um die eigenständige Entsendung von UNIFEM-Expertlnnen zu Workshops, 
runden Tischen und Länderkonferenzen, die gleichzeitig bei der Formulierung von 
Hintergrundpapieren und Stellungnahmen involviert waren. Damit war auf einfache, 
aber sehr wirkungsvolle Weise der Weg für die Arbeit von UNIFEM als Katalysator und 105 
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Frauenfragen zuständig. 
Ziele von UNIFEM 
UNIFEM kann sich nicht nur das Verdienst anrechnen, Frauen in den Fokus seiner 
Entwicklungsprogramme gestellt, sondern Frauen im UN-System erstmals überhaupt 
sichtbar gemacht zu haben (Nordmeyer 2006). 
Bis heute unterstützt UNIFEM weltweit vor allem lokale Institutionen und Nichtregie-
rungsorganisationen, stellt technische und finanzielle Ressourcen sowie professionelles 
Know-how zur Verfügung. Aufgabe von UNIFEM ist es, die Gleichberechtigung der 
Geschlechter bei gleichzeitiger Stärkung (Empowerment) von Frauen zu fördern. 
UNIFEMs Arbeit basiert dabei auf vier thematischen Hauptschwerpunkten. 
Erstens sollen die ökonomischen Rechte von Frauen zur Sicherung des eigenen Lebens-
unterhalts gestärkt werden. Besonders arme Frauen aus ländlichen Gebieten, die den 
Banken keine Sicherheiten bieten können, bekommen kaum Kleinkredite, um aus dem 
Teufelskreis der Armut ausbrechen und mit dem Kauf von Ackerland und Maschinen 
für ihren eigenen Lebensunterhalt und den ihrer Familien sorgen zu können. UNIFEM 
dagegen konnte in Abkommen mit den Banken durch relativ niedrige Einzahlungen ein 
Vielfaches an Kreditsummen akquirieren, welche dazu vorgesehen waren, mehreren 
Projekten eine finanzielle Basis zu geben (UNIFEM 1993, S. 20). 
Zweitens sollen mehr Frauen durch gezielte Schulung von Führungskompetenzen an 
den Entscheidungsprozessen beteiligt werden. Dies geschieht vorrangig durch Fort-
bildungsmaßnahmen und Workshops. Der Zugang zu und die Weitergabe von Infor-
mationen ist ein wichtiger Aspekt von UNIFEMs Entwicklungsprojekten, um Frauen 
über ihre eigenen Rechte und Möglichkeiten zu informieren, wie zum Beispiel bei der 
Kreditvergabe, dem Aufbau eigener Geschäfte oder dem Erwerb von Landbesitz. In 
Ländern jedoch, in denen es nur begrenzten Zugang zu Informationstechnologien gibt 
und die Analphabetenrate von Frauen hoch ist, muss UNIFEM nach alternativen Mög-
lichkeiten suchen, um Frauen dennoch über ihre Rechte aufzuklären und Informationen 
zu Trainingsangeboten, zur Vergabe von Kleinkrediten etc. zu verbreiten. In Pakistan 
beispielsweise machte UNIFEM von seinem Mandat Gebrauch, experimentelle Projekte 
zu unterstützen, indem UNIFEM eine eigens von lokalen Frauengruppen gestaltete 
Radiosendung finanzierte. Diese wurde in den ländlichen Teilen Pakistans zur haupt-
sächlichen Nachrichtenquelle für Frauen und baute so eine Brücke zu all denjenigen, 
die keinen anderen Zugang zu Informationen hatten (UNIFEM 1995, S. 10). 
Drittens wird die Anerkennung von Frauenrechten als Menschenrechten, und damit 
die Beseitigung jeder Form von Gewalt gegen Frauen, sowie die Bekämpfung von 
HIV/ AIDS angestrebt. Eines von vielen UNIFEM-Projekten zur Bekämpfung von 
HIV/ AIDS sah die Einbeziehung von Geistlichen in Nigeria vor, die in Sonntagspre-
digten Informationen zu HIV/ AIDS an die Bevölkerung weitergaben. Darüber hinaus 
organisierte UNIFEM Treffen zwischen katholischen Bischöfen, lokalen Pastoren und 
medizinischem Personal, um auf die Folgen der Ausbreitung von AIDS für den Be-
stand der Kommunen aufmerksam zu machen, über die Probleme und Bedürfnisse 
von Infizierten und über Vorurteile ihnen ge.~enüber aufzuklären. Besonders der 
Schutz von Frauen und das Verhindern einer Ubertragung des Virus von infizierten 
Schwangeren auf das ungeborene Kind sowie bessere Zugangsmöglichkeiten für 
Schwangere zu Beratung und Therapie wurden von UNIFEM thematisiert. Ferner 
machte UNIFEM auf den nicht zu leugnenden Zusammenhang von Gewalt gegen 
Frauen und der Verbreitung von HIV/ AIDS aufmerksam: „ Wenn Frauen allgemein und 
ohne Angst vor Gewalt in der Lage wären, ,nein' zu ungewolltem und ungeschütztem 
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Krankheit erleben" (UNIFEM 2000, S. 21, Übersetzung E. V.). So wurden die Geistli-
chen als wichtigste Ansprech- und Kontaktpersonen der Menschen in den ländlichen 
Gegenden durch gezielten Informationsaustausch in den Kampf gegen AIDS involviert 
und gleichzeitig für die Gender-Implikationen der Verbreitung von AIDS sensibilisiert 
(UNIFEM 1999, S. 25). 
Schließlich wird viertens besonders die Mitarbeit von Frauen im Bereich der Krisen-
prävention, Friedensentwicklung und -bildung unterstützt. Staatliche Außen- und 
Sicherheitspolitik ist weltweit nach wie vor ein traditionell männliches Arbeitsfeld, und 
Frauen finden selten Eingang in den männlich dominierten Politikdiskurs. Dabei bleibt 
unberücksichtigt, dass einerseits Frauen und Mädchen als Migrantinnen und Asylsu-
chende eine besonders gefährdete Gruppe darstellen. Andererseits wird verkannt, dass 
es mehrheitlich Frauen sind, die nach Ende der kriegerischen Auseinandersetzungen 
mit dem (Wieder-)Aufbau ihrer Gesellschaften beschäftigt sind. Frauen haben jedoch 
überwiegend keine aktive Mitsprache bei der Gestaltung des Friedensprozesses und 
sind von den Verhandlungstischen, die auch über ihre Zukunft entscheiden, ausge-
schlossen. Auch hier setzt sich UNIFEM für eine gleichberechtigte Teilhabe von Frauen 
an krisenpräventions-, friedensschaffenden und friedenserhaltenden Maßnahmen ein 
und trägt dazu mit Trainingsmaßnahmen von Frauengruppen vor Ort, aber auch der 
Sensibilisierung für Geschlechterfragen innerhalb militärischer Einheiten in Kriegs-
gebieten bei (u.a. UNIFEM 2004a, UNIFEM 2004b, UNIFEM 2005). 
Innerhalb des UN-Systems kommt UNIFEM die Rolle des Katalysators zu, um die 
gleichberechtigte Einbeziehung von Frauen in den Entwicklungsprozess zu gewähr-
leisten. Aufgrund weit reichender Expertise in Frauen- und Genderfragen hat sich für 
viele UN-Agenturen die Zusammenarbeit mit UNIFEM bewährt. Mit individueller 
Beratung und Trainingsmaßnahmen, konkreter Planungs- und Gestaltungshilfe be-
einflusst UNIFEM maßgeblich die Formulierung von Entwicklungsprojekten anderer 
Organisationen. Darüber hinaus hat sich UNIFEM aktiv an der Erarbeitung zahlrei-
cher frauenrelevanter Dokumente beteiligt, so zum Beispiel an der Implementierung 
einer Genderperspektive in die Millenniumsziele. Die Millenniumsziele wurden im 
Jahr 2000 von der UN-Generalversammlung verabschiedet, die damit acht allgemei-
ne Entwicklungsziele für das neue Jahrtausend (bis 2015) formulierte. Durch zähes 
Einwirken bei Verhandlungen hat UNIFEM dazu beigetragen, die Gleichstellung der 
Geschlechter ebenfalls als ein wichtiges Entwicklungsziel der nächsten Jahre zu iden-
tifizieren. Explizit wird zwar nur in Ziel 3 auf die Frage der Geschlechtergleichheit 
eingegangen, insgesamt zieht sich dieser Aspekt jedoch wie ein roter Faden durch 
die sieben anderen Entwicklungsziele und stellt so den „Dreh- und Angelpunkt der 
gesamten Entwicklungsstrategie" dar (Voß 2005, S. 312). 
Organisationsstruktur von UNIFEM 
Geführt wird die Organisation von einer Generalsekretärin sowie von zwei Stellver-
treterinnen. Zahlreiche Gender-Beraterlnnen und UNV-Expertlnnen3> unterstützen 
die Arbeit der ca. fünfzig hauptamtlichen UNIFEM-Mitarbeiterlnnen. Während die 
eine Hälfte der Mitarbeiterinnen im Hauptquartier in New York beschäftigt ist, arbei-
tet die andere Hälfte in den fünfzehn regionalen Niederlassungen und Projektbüros 
in Afrika, Asien, Zentral- und Osteuropa, Lateinamerika und im karibischen Raum. 
Die Regionalbüros sorgen für die notwendige Vernetzung von UNIFEM mit den Pro-
grammpartnern und lokalen Frauengruppen. 
Parallel dazu existieren in sechzehn•Ländern UNIFEM-Nationalkomitees, deren Mit-
arbeiterinnen überwiegend ehrenamtlich tätig sind. Die Hauptaufgabe der Nati-
onalkomitees besteht vorrangig in der Bildungs- und Öffentlichkeitsarbeit zu den 107 
frauenpolitischen UN-Dokumenten und dem Lobbying der eigenen Regierung. Be-
sonders wichtig sind die Nationalkomitees aufgrund ihrer Fundraisingfunktion. Da 
sich UNIFEM auch heute hauptsächlich über freiwillige Zahlungen finanziert, ist ein 
kontinuierliches Sponsoring erforderlich, um die Arbeit von UNIFEM auch weiterhin 
zu ermöglichen. Bezeichnenderweise fehlen aber selbst den Nationalkomitees häufig 
ebenfalls ausreichende Finanzen, um professionelle Projektarbeit leisten und gleich-
zeitig dem Auftrag der Sponsorensuche adäquat nachzukommen. Auch das bereits 
seit 1991 in Bonn ansässige deutsche UNIFEM-Nationalkomitee befindet sich immer 
wieder in existenziellen Nöten: 
„ Wir haben ja noch nicht einmal Finanzen, um unsere Geschäftsführung von einer 
bezahlten Kraft professionell erledigen zu lassen. Der geschäftsführende Vorstand 
erledigt alle notwendigen Arbeiten ehrenamtlich. Nachgewiesene Auslagen (wie 
Reisekosten) werden nur nach Möglichkeit erstattet. Seit Anfang 2006 haben wir 
durch eine großzügige Spende erstmals einen Raum anmieten können, den wir als 
offizielles Büro nutzen. Endlich müssen wir nicht mehr unsere privaten Wohnzim-
meradressen angeben, sondern haben eine Geschäftsadresse! Aber noch keine Person, 
die dort bezahlt arbeitet ... Jemanden anzustellen, damit man z. B. professionelles 
Fundraising betreibt, ist ganz illusorisch" (Nordmeyer 2006). 
So sind die Nationalkomitees, die wie in Deutschland keine Gelder von der Regierung 
zur Unterstützung erhalten, häufig dem Dilemma ausgesetzt, die eigene Existenz stetig 
aufs Neue erkämpfen und gleichzeitig hochgradig professionelle Projektarbeit leisten 
zu müssen. Anders sieht es beispielsweise in den skandinavischen Nationalkomitees 
aus, deren Regierungen das zivilgesellschaftliche Engagement generell stärker fördern 
und speziell auch die Arbeit von Frauengruppen wie die UNIFEM-Nationalkomitees 
finanziell unterstützen. 
Herausforderungen für den Frauenfonds 
Angefangen hat UNIFEM als sehr kleine Einheit im UN-System mit einer überschau-
baren Anzahl von dreißig Projekten. In den ersten Jahren konnte daher auch nur we-
nigen Frauen geholfen werden. Mittlerweile ist UNIFEM in über hundert Ländern mit 
mehr als hundertfünfzig Projekten vertreten und hat durch vielfältige Kooperationen 
mit anderen UN-Agenturen zu einem Umdenken in der Entwicklungspolitik beige-
tragen. So wurde beispielsweise die Vergabepraxis von Fördergeldern grundlegend 
durch UNIFEM verändert. Wurden zunächst allein Regierungen zu ausführenden 
Umsetzungsorganen der Fördergelder für Projekte, zielte UNIFEM auf die Einbindung 
nationaler Nichtregierungsorganisationen als ausführende Instanzen der finanzierten 
Projekte. Die Einbeziehung von nationalen und lokalen Frauengruppen entsprach 
der Erkenntnis, „that to reach women we must assist their village groups and sav-
ings societies" (Snyder 2004, S. 45). Projekte von Frauen (wie z. B. die Gründung von 
landwirtschaftlichen Frauenlobby-Gruppen, Aufbau von Internetzentren speziell für 
Frauen), die ohne internationale Hilfe keine Chance auf Realisierung gehabt hätten, 
wurden von UNIFEM unterstützt und mit Programmen anderer UN-Organisationen 
vernetzt. Für viele Frauengruppen weltweit wurde UNIFEM so zum „ Türöffner" 
(Snyder 1995a, S. xviii ), durch die der Eintritt in andere UN-Agenturen und zu 
anderen Finanzgebern ermöglicht wurde. Der von UNIFEM beschrittene Weg war 
beispielgebend für andere Organisationen, die sich diesem Vergabemodell alsbald 
anschlossen. Dazu zählten unter anderem die Internationale Arbeitsorganisation und 
die Weltbank. Mittlerweile ist dieses Fördergeldvergabeverfahren Praxisalltag im UN-
System (Snyder 1995a, S. 51). 
108 Trotz aller Erfolge haben sich aber in organisatorischer Hinsicht die Bedingungen für 
UNIFEM während der letzten dreißig Jahre nicht wesentlich verbessert. Als Global-
player soll der Frauenfonds weit reichende internationale Veränderungen im Sinne 
einer geschlechtergerechten Gesellschaft erwirken und dafür vor Ort für die Interessen 
von Frauen eintreten. Diese umfassenden Aufgaben bedürfen jedoch einer entspre-
chenden finanziellen und personellen Ausstattung sowie eines angemessenen Status 
innerhalb der UN-Hierarchie. In all diesen Bereichen existieren Defizite, die UNIFEMs 
Arbeit entscheidend beeinträchtigen. So verfügte im Jahr 2002 das Kinderhilfswerk 
UNICEF beispielsweise über einen Jahresetat von ca. 1,45 Milliarden Dollar, der Be-
völkerungsfonds UNFPA über 373 Millionen, UNAIDS über 93 Millionen und das 
Büro des UN-Menschenrechtskommissar immerhin noch über 64 Millionen Dollar, 
während UNIFEM lediglich mit 36 Millionen Dollar auskommen musste (UNIFEM 
Consultative Committee 2004, S. 15). 
UNIFEMs Arbeit ist entscheidend für eine erfolgreiche und in diesem Sinne ge-
schlechtergerechte Entwicklungspolitik. Tief greifende Strukturreformen sind daher 
notwendig, um die Anforderungen auf der einen, Ausstattung und Status - beide 
noch unzureichend - auf der anderen Seite in ein Gleichgewicht zu bringen. Ohne 
Aufwertung von UNIFEMs Arbeit und nachhaltiger Unterstützung durch die Entschei-
dungsträger auf nationaler wie internationaler Ebene wird es für den Frauenfonds in 
Zukunft noch schwieriger sein, seiner Rolle als „Stimme und Gewissen der Frauen im 
UN-System" (UNIFEM 1995, S. 3) gerecht zu werden. Das unermüdliche Engagement 
von UNIFEM und seinen Mitarbeiterlnnen kann und darf nicht allein dafür verant-
wortlich sein, ob die Gleichberechtigung der Geschlechter zukünftig gelebte Realität 
sein wird. Um eine geschlechtergerechte Gesellschaft zu verwirklichen und die drän-
genden sozialen, wirtschaftlichen und politischen Probleme zu lösen, bedarf es einer 
gesamtgesellschaftlichen Unterstützung, das heißt auch einer stärkeren Einbeziehung 
von Männern. Denn, so UN-Generalsekretär Kofi Annan anlässlich des Weltfrauentags 
2006: „Progress for women, is progress for all!" 
Anmerkungen 
1) Dazu gehörten die Weltbevölkerungs- und die Welternährungskonferenz. Die anderen elf während der 1970er 
fahre stattfindenden Weltkonferenzen verliefen allerdings ohne jeden Bezug auf Frauenthemen. Vgl. Pietilä 
2002, s. 32f 
2) Kelber spricht sogar von einem „kleinen, protektionistischen Männerverein". Kelber 1994, S. 95. 
3) United Nations Volunteers (UNV). 
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